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Der Initiativtext 

Eidgenössische Volksinitiative 

«Zersiedelung stoppen – für eine nachhaltige Siedlungsentwicklung 

(Zersiedelungsinitiative)» 

  

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 

Art. 75 Abs. 4–7 

 4 Bund, Kantone und Gemeinden sorgen im Rahmen ihrer Zuständigkeiten für günstige 

Rahmenbedingungen für nachhaltige Formen des Wohnens und Arbeitens in kleinräumigen 

Strukturen mit hoher Lebensqualität und kurzen Verkehrswegen (nachhaltige Quartiere). 

 5 Anzustreben ist eine Siedlungsentwicklung nach innen, die im Einklang steht mit hoher 

Lebensqualität und besonderen Schutzbestimmungen. 

 6 Die Ausscheidung neuer Bauzonen ist nur zulässig, wenn eine andere unversiegelte Fläche von 

mindestens gleicher Grösse und vergleichbarem potenziellem landwirtschaftlichem Ertragswert 

aus der Bauzone ausgezont wird. 

7 Ausserhalb der Bauzone dürfen ausschliesslich standortgebundene Bauten und Anlagen für die 

bodenabhängige Landwirtschaft oder standortgebundene Bauten von öffentlichem Interesse 

bewilligt werden. Das Gesetz kann Ausnahmen vorsehen. Bestehende Bauten geniessen 

Bestandesgarantie und können geringfügig erweitert und geringfügig umgenutzt werden. 

 

1. Kurzzusammenfassung mit den wichtigsten Argumenten  

Deshalb gibt es die Zersiedelungsinitiative: 

• In den vergangenen Jahrzehnten wurden hunderte Quadratkilometer Kulturland, 

naturnahe Landschaften und weitere Grünflächen überbaut. Nach wie vor geht jede 

Sekunde fast ein Quadratmeter Grünfläche verloren. 

• Die Zersiedelung schreitet voran, weil das Bauland immer weiter vergrössert wird. 

Der Umgang mit dem Boden ist verschwenderisch. 

• Die Zersiedelungsinitiative weist den Weg zu einer massvollen Nutzung des Bodens. 

Sie stoppt die Zersiedelung, indem sie die Bauzonen nicht mehr weiterwachsen lässt. 

Gleichzeitig soll ausserhalb der Bauzonen nur gebaut werden, was wirklich nötig ist.  

• Die Zersiedelungsinitiative bewahrt die schönen Landschaften in der Schweiz und 

damit auch unsere Lebensqualität. Durch einen haushälterischen Umgang mit dem 

Boden wird auch weiterhin genug Wohnraum für alle geschaffen, ohne dass dafür 

Grünflächen geopfert werden müssen. 
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2. Was ist Zersiedelung? 

Die Zersiedelung in der Schweiz hat über die vergangenen Jahrzehnte laufend zugenommen. 

Seit 1985 wurden 584 km2 überbaut, was mehr als der Fläche des Genfersees entspricht. Das 

zeigt sich deutlich an der gewachsenen Siedlungsfläche für den Wohnraum. Die ständig 

wachsenden Bauzonen führen dazu, dass weiterhin grossflächig, verschwenderisch und 

zerstreut gebaut wird. Eine ähnliche Entwicklung findet ausserhalb der Bauzonen statt, wo 

immer mehr Bauten erstellt werden, die nicht für die Landwirtschaft, sondern für zonenfremde 

Zwecke genutzt werden. Die Zersiedelung führt zu Mehrverkehr und zusätzlichem 

Strassenbau, der wiederum den Bodenverschleiss antreibt. 

 

3. Die gravierenden Folgen der Zersiedelung 

Durch die Zersiedelung entstehen viele Probleme. So verschwindet immer mehr Kulturland, 

welches für die Landwirtschaft von fundamentaler Bedeutung ist. Durch die Zersiedelung 

steigt auch das Verkehrsaufkommen immer weiter an, was negative Auswirkungen auf 

unsere Umwelt und unsere Lebensqualität hat.  

Weiter gefährdet die Zersiedelung die Biodiversität. Einmal überbauter Boden ist für immer 

zerstört, deshalb müssen wir ihn schützen. 

 

4. So stoppt die Initiative die Zersiedelung 

Um den fortschreitenden Verlust von Grünflächen zu stoppen braucht es dringend griffige 

Lösungen. Mit der Initiative «Zersiedelung stoppen – für eine nachhaltige 

Siedlungsentwicklung (Zersiedelungsinitiative)» wird die Zersiedelung durch Kompensation 

von neu eingezonten Bauzonen wirksam gestoppt, das Kulturland erhalten und eine 

nachhaltige und qualitativ hochwertige Siedlungsentwicklung nach innen gefördert. 

 

5. Umsetzung der Initiative 

Nach der Annahme der Initiative sollen nachhaltige Quartiere gestärkt werden. Die Gemeinden 

können dies durch eine aktivere Bodenpolitik und durch den Abbau von unnötigen Hürden wie 

der Parkplatzpflicht unterstützen. Für die Baulandkompensation sind verschiedene 

Mechanismen auf verschiedenen Ebenen vorstellbar.  

Die Siedlungsentwicklung soll nach Innen gelenkt werden und ausserhalb der Bauzonen sollen 

nur noch die notwendigen Bauten und Anlagen erstellt werden dürfen. 

 

 

6. Die bisherige Gesetzgebung fördert weiterhin die Zersiedelung 

Das aktuelle Raumplanungsgesetz (RPG) hat einige positive Elemente in die Raumplanung 

gebracht. Allerdings schreibt es im Grundsatz die bisherige Entwicklung fort, die zur planlosen 

Zersiedelung geführt hat. Zum einen gibt es keine Begrenzung der Bauzonen. Je schneller 

Boden überbaut wird, desto schneller wird neues Bauland eingezont.  
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Ausserdem haben die Kantone bei der Berechnung der Bauzonenreserven sehr grossen 

Spielraum, der auch noch die kleinen Erfolge zunichte zu machen droht. Es braucht daher 

griffigere Massnahmen.  

Zu diesem Schluss kamen auch die Geschäftsprüfungskommission des Nationalrates im Jahr 

2015 sowie der erste nationale Bericht zum Zustand des Bodens im Jahr 2017. 

 

7. Auswirkungen der Initiative auf das Wohnraumangebot, die Mietpreise 

und die wirtschaftliche Entwicklung 

Die Reserven im bestehenden Siedlungsgebiet sowie in den noch nicht überbauten Bauzonen 

sind so gross, dass sogar beim höchsten Bevölkerungsszenario des Bundes mehr als genug 

Wohnraum zur Verfügung steht, ohne im Prinzip ein einziges Hochhaus in der Schweiz bauen 

zu müssen. Steigende Mietpreise sind deshalb nicht zu befürchten. Die Zersiedelungsinitiative 

bremst das Wohnraumangebot und die wirtschaftliche Entwicklung keineswegs, möchte die 

Entwicklung aber nach innen lenken, um nicht noch mehr Grünfläche zu opfern.  
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